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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 

Schriftliche Anfrage wie folgt:  

 

1. Gibt es regelmäßig verpflichtende Schulungen für 

Bedienstete des Senats, der Bezirksämter, Behörden, der 

landeseigenen Betriebe etc., um die Aufgeschlossenheit 

für die Belange von Menschen mit Behinderungen zu 

verbessern? 

 

2. Wenn ja, wie oft und wann jeweils letztmals? 

 

3. Wenn nein, warum nicht? 

 

Zu 1. bis 3.: Es gibt keine verpflichtenden Schulungen 

in den Senatsverwaltungen und den landeseigenen Betrie-

ben. Es werden regelmäßig zielgruppenorientierte Schu-

lungen angeboten und durchgeführt, durch die die Aufge-

schlossenheit für die Belange von Menschen mit Behinde-

rungen verbessert werden. 

 

Es gibt keine landesweiten oder hausinternen Vorga-

ben für eine verpflichtende Schulungsteilnahme. Die 

Durchführung erfolgt individuell. 

 

 

4. Wie wird beispielsweise der folgende Paragraph der 

UN-Behindertenrechtskonvention in Berlin umgesetzt? 

Um zur Gewährleistung des wirksamen Zugangs von 

Menschen mit Behinderungen zur Justiz beizutragen, 

fördern die Vertragsstaaten geeignete Schulungen für die 

im Justizwesen tätigen Personen, einschließlich des Per-

sonals von Polizei und Strafvollzug. 

 

Zu 4.: Nach einem Austausch mit dem Bundesministe-

rium für Arbeit und Soziales in den Jahren 2015 und 2016 

wurde eine Sensibilisierung und Qualifizierung der Sozi-

algerichtsbarkeit mit dem Schwerpunkt UN-

Behindertenrechtskonvention besprochen. Resultierend 

daraus wurde mit dem Landessozialgericht Berlin-

Brandenburg besprochen, diese Sensibilisierung in die 

Breite der Sozialgerichtsbarkeit hineinzutragen. Auf der 

Tagung des Landessozialgerichts am 27. September 2016 

wurde hierzu ein Vortrag des Ministerialdirigenten W. R. 

aus dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

(BMAS) zu dem Thema „Das neue Bundesteilhabege-

setz“ gehört, was letztlich auch auf der UN-

Behindertenkonvention basiert und die Umsetzung in 

nationales Recht darstellt. Zuhörer waren ca. 130 Sozial-

richterinnen und Sozialrichtern aus Berlin und Branden-

burg. 

 

An der Justizakademie in Königs Wusterhausen be-

handelt das Gemeinsame Juristische Prüfungsamt der 

Länder Berlin und Brandenburg (GJPA) das Thema im 

Rahmen verschiedener verhaltensbezogener Fortbil-

dungsveranstaltungen für den höheren Justizdienst (z. B. 

Bürgerfreundliche Gerichtssprache, Kommunikation und 

Gesprächsführung, Interaktion in der Verhandlung, Um-

gang mit schwierigem Situationen im Justizalltag) und in 

Führungskräfteschulungen. Laufbahnübergreifend wurden 

in der Vergangenheit an der Justizakademie (JAK) min-

destens einmal jährlich Workshops für die Ansprechpart-

ner in der Justiz für Menschen mit Behinderungen organi-

siert. Modular- und Einzelfortbildungen, in deren Rahmen 

die Thematik Umgang mit Menschen mit Behinderungen 

im Justizalltag aufgearbeitet wird, werden auch für den 

mittleren und gehobenen Justizdienst regelmäßig angebo-

ten. 

 

Für das Jahr 2018 ist zudem im Rahmen einer durch 

das GJPA an der Deutschen Richterakademie auszurich-

tenden Fachtagung für Führungskräfte ein Modul zum 

Schwerbehindertenrecht geplant. 
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5. Sind besondere Werbekampagnen geplant, um auf 

die gleichberechtigte Teilhabe von Behinderten aufmerk-

sam zu machen? 

 

Zu 5.: Der Senat sieht die Umsetzung der UN-

Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) als gesamtge-

sellschaftliche Aufgabe. Durch den Umbau Berlins als 

inklusive Stadt werden die Belange der Menschen mit 

Behinderungen in das Bewusstsein der breiten Öffentlich-

keit gerückt. 

 

Nach der Senatsumbildung ist es notwendig, die ress-

ortübergreifende Arbeitsgruppe zur Umsetzung der UN-

BRK neu zu konstituieren. 

 

Neben einer kurzen Bestandsanalyse zur Umsetzung 

der UN-BRK bzw. zur Umsetzung der 10 Behindertenpo-

litischen Leitlinien geht es vor allem um die Entwicklung 

eines Konzepts, wie die 10 Behindertenpolitischen Leitli-

nien und damit die genannten Ziele der Koalitionsverein-

barung in den einzelnen Ressorts effektiv umgesetzt wer-

den können. 

 

Die Ressortübergreifende Arbeitsgruppe soll dauerhaft 

ein Gremium werden, in dem die Bereiche, die Behinder-

tenpolitik in Berlin initiieren und umsetzen, zusammenar-

beiten. Damit wird das Bewusstsein in den Senatsverwal-

tungen für die Belange von Menschen mit Behinderungen 

geschärft und im täglichen Verwaltungshandeln imple-

mentiert. 

 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Ressortübergrei-

fenden Arbeitsgruppe (AG): Focalpoint Land Berlin so-

wie Koordinierungs- und Kompetenzstellen der Senats-

verwaltungen als staatliche Stellen, Landesbeauftragte für 

Menschen mit Behinderung (LfB) als Koordinierungsme-

chanismus zwischen Staat und Zivilgesellschaft sowie 

Projekt Monitoring-Stelle Berlin als unabhängiger Me-

chanismus. 

 

In jeder Senatsverwaltung wird eine „Arbeitsgruppe 

Menschen mit Behinderungen“ (AG MmB) etabliert. 

Diese AGen sind ein Beitrag zur Beteiligung von 

Menschen mit Behinderungen (MmB) zur Ausarbeitung 

und Umsetzung von Rechtsvorschriften und politischen 

Konzepten sowie bei allen anderen Entscheidungsprozes-

sen der Verwaltung. Sie dienen auch dazu, das Bewusst-

sein für die Belange von Menschen mit Behinderungen im 

täglichen Verwaltungshandeln zu schärfen. 

 

Darüber hinaus wird die Novellierung des Landes-

gleichberechtigungsgesetzes (LGBG) als Referentenent-

wurf im Rahmen des „Artikelgesetzes zur Umsetzung der 

UN-BRK im Land Berlin“ auf einen Fachtag im Novem-

ber 2017 in Zusammenarbeit mit Deutschen Institut für 

Menschenrechte der Öffentlichkeit vorgestellt. Ziel ist es, 

die Zivilgesellschaft und die Politik rechtzeitig vor Be-

ginn des offiziellen Gesetzgebungsverfahrens in die Dis-

kussion einzubinden. 

 

6. Wenn ja, wann und in welchem (kostenmäßigen) 

Umfang? 

 

Zu 6.: Zurzeit sind keine kostenverursachenden Wer-

bekampagnen im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit ge-

plant. 

 

 

7. Wenn nein, warum nicht? Sieht der Senat in Sachen 

gleichberechtigter Teilhabe von Menschen mit Behinde-

rungen tatsächlich weder Handlungs- noch Informations-

bedarf? 

 

Zu 7.: Wie anhand der Vielzahl der Maßnahmen zur 

Verbesserung der Inklusion von Menschen mit Behinde-

rungen in den aktuellen Richtlinien der Regierungspolitik 

ersichtlich ist, hat der Ausbau Berlins zu einer inklusiven 

Stadt einen hohen Stellenwert für die Politik der Koaliti-

on. Eine inklusive Gesellschaft ist die Leitidee des Berli-

ner Senats.  

 

 

  

Berlin, den 09. Mai 2017 

 

 

In Vertretung 

 

Alexander  F i s c h e r 

_____________________________ 

Senatsverwaltung für 

Integration, Arbeit und Soziales 

 

 

(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 11. Mai 2017) 

 


